
eines Antragsdelikts heraus, ist der 
Geschädigte, sofern kein öffentliches 
Interesse vorliegt, unverzüglich über 
die Notwendigkeit eines Strafantrags 
zu belehren.“
Diese Kommentierung ist völlig be­
rechtigt, denn von dem Geschädigten 
kann nicht erwartet werden, daß er 
den Unterschied zwischen einer 
Strafanzeige und einem Strafantrag 
kennt.
Die Belehrung des Geschädigten 
nach § 93 Abs. 1 Satz 3 StPO ist m. E. 
als eine an alle Organe der Straf­
rechtspflege gerichtete Forderung zu 
betrachten. Stellt sich erst im ge­
richtlichen Verfahren das Vorliegen 
eines Antragsdelikts heraus, so ist 
der Geschädigte, sofern nicht der 
Staatsanwalt das Vorliegen des 
öffentlichen Interesses an der Straf­
verfolgung erklärt, vom Gericht un­
verzüglich über die Notwendigkeit 
eines Strafantrags zu belehren. Je 
nach der konkreten Sachlage ist 
m. E. dem Geschädigten eine be­
stimmte Frist zur Antragstellung zu 
setzen. In komplizierten Fällen kann 
sogar eine Unterbrechung der Haupt­
verhandlung notwendig sein.
In dem Urteil des Obersten Gerichts 
wird weiter ausgeführt, daß der 
Staatsanwalt die Möglichkeit hatte, 
das öffentliche Interesse an der 
Strafverfolgung zu erklären, da das 
Bezirksgericht in der Hauptverhand­
lung ausdrücklich auf die veränderte 
Rechtslage gemäß § 236 StPO hin­
gewiesen habe. Dieser Hinweis muß 
zugleich den Erfordernissen des § 177 
StPO (Anhörung der Beteiligten) 
entsprechen. Wenn trotz dieses Hin­
weises der Staatsanwalt nicht aus­
drücklich das öffentliche Interesse 
erklärt — konkludentes Handeln 
reicht nicht aus — wird das Gericht 
das Verfahren einstellen, weil eine 
Voraussetzung zur Strafverfolgung 
fehlt (vgl. S c h r ö d e r ,  „Strafver­
folgung im öffentlichen Interesse bei 
Antragsdelikten“, NJ 1970 S.215).
Soweit sich also der Rechtssatz des 
Urteils auf den Staatsanwalt bezieht, 
ist dem Obersten Gericht zuzustim­
men. Es entspricht nicht der Stellung 
des Gerichts, den Staatsanwalt zur 
Erklärung des öffentlichen Interes­
ses an der Strafverfolgung aufzu­
fordern. Den Einstellungsbeschluß 
des Gerichts kann der Staatsanwalt 
— soweit ein Rechtsmittel überhaupt 
zulässig ist — mit der Beschwerde 
anfechten. Folgt der Staatsanwalt — 
trotz der zunächst von ihm vertre­
tenen Rechtsansicht — nunmehr der 
Rechtsauffassung des Gerichts, muß 
er mit der Beschwerde zugleich das 
öffentliche Interesse an der Straf­
verfolgung erklären. Selbstverständ­
lich kann der Staatsanwalt auch Be­
schwerde einlegen, wenn er die 
Rechtsauffassung des Gerichts nicht 
teilt und das Vorliegen eines An­
tragsdelikts verneint. Im übrigen 
bleibt die Möglichkeit des Kassa­
tionsantrages (§311 StPO).
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Der Auffassung von L u t h e r  ist in 
wesentlichen Punkten zuzustimmen, 
soweit damit auf eine Konsequenz 
hingewiesen wird, die sich aus einer 
veränderten Rechtslage im Strafver­
fahren ergibt.
Das Präsidium des Obersten Ge­
richts hat in der zitierten Entschei­
dung u. a. zu den Voraussetzungen 
der Einstellung des Verfahrens we­
gen Nichtvorliegens des Strafverfol­
gungsantrags bzw. der Erklärung des 
öffentlichen Interesses' Stellung ge­
nommen und damit eine wichtige 
Problematik behandelt, die in der 
gerichtlichen Tätigkeit nicht immer 
einheitlich gelöst wurde. Zum Teil 
wurde als Voraussetzung für eine 
Entscheidung gemäß § 248 Abs. 1 
StPO die Aufforderung des Gerichts 
an die Beteiligten (Staatsanwalt und 
Geschädigter) angesehen, öffentliches 
Interesse zu erklären oder nicht bzw. 
einen Antrag auf Strafverfolgung zu 
stellen. Das Präsidium des Obersten 
Gerichts hat zutreffend eine solche 
Pflicht für das Gericht verneint. 
Deshalb ist der zitierte Rechtsstand­
punkt auch nicht falsch, wie Luther 
meint.
Soweit Luther jedoch davor warnt, 
aus dieser Rechtsauffassung zu 
schlußfolgern, daß das Gericht seinen 
Pflichten zur Belehrung des Geschä­
digten nicht nachzukommen brauche, 
ist ihm zuzustimmen. Eine solche 
weitergehende „Auslegung“ des Ur­
teils des Präsidiums ist nicht ge­
rechtfertigt und widerspricht seinem 
Anliegen. In dieser Entscheidung 
wurde nur die Pflicht des Gerichts 
verneint, auf die Stellung von An­
trägen oder auf die Abgabe von Er­

in Auseinandersetzung mit meinen 
Darlegungen in NJ 1972 S. 236 weist 
E n g l a n d  in NJ 1972 S. 421 zu­
treffend darauf hin, daß ein Scheck­
betrug eine sittenwidrige Handlung 
ist. Seiner Behauptung, ein Kaufver­
trag sei wegen Verstoßes gegen die 
guten Sitten nichtig, wenn der Käu­
fer mit einem ungedeckten Scheck 
bezahlt, muß aber widersprochen 
werden.
Nach § 138 BGB ist ein Rechtsge­
schäft nichtig, wenn sein objektiver 
Inhalt sittenwidrig ist. Ist das Ge­
schäft in sich unerlaubt und seinem 
Inhalt ufid Zweck nach unsittlich, 
dann genügt es, wenn eine Partei 
gegen die guten Sitten verstößt. Da­
von kann aber m. E. beim Kauf von 
Lebensmitteln und Gebrauchsgütern 
im Einzelhandel, ohne Hinzukom­
men weiterer Umstände, nicht ge­
sprochen werden. § 138 BGB kann 
also nicht schon dann angewendet 
werden, wenn der Käufer den Ver­
käufer mittels Scheckbetrugs arg­
listig täuscht. Eine solche Täuschung 
steht der Wirksamkeit des Vertrags 
nicht entgegen, sie macht ihn aber 
anfechtbar (§ 123 BGB).

klärungen hinzuwirken bzw. die Be­
teiligten dazu aufzufordern.
Das Gericht hat jedoch den in der 
Regel rechtsunkundigen Geschädig­
ten darüber zu belehren, welche 
Konsequenzen sich aus einer verän­
derten Rechtslage ergeben. Ist der 
Geschädigte nicht anwesend, so ist 
ihm eine kurze Frist zu gewähren, 
damit er sich entsprechend der neuen 
Situation entscheiden kann. Werden 
keine Anträge gestellt oder Erklä­
rungen abgegeben, dann trifft das 
Gericht seine abschließende Ent­
scheidung.
Derartige Belehrungspflichten sind 
gegenüber dem Staatsanwalt nicht 
wahrzunehmen, da er über die er­
forderliche Sachkunde verfügt, aus 
einem Hinweis des Gerichts auf eine 
.veränderte Rechtslage gemäß § 236 
StPO die erforderlichen Schlußfolge­
rungen zu ziehen, die 'z. B. in der 
Erklärung des öffentlichen Interesses 
gemäß § 2 StGB bestehen können. 
Soweit Luther auf § 177 StPO hin­
weist, ist auch aus dieser Bestim­
mung nicht herzuleiten, daß der 
Staatsanwalt über die rechtlichen 
Konsequenzen einer veränderten 
Rechtslage belehrt werden muß. 
Nimmt der Staatsanwalt an der 
Hauptverhandlung ausnahmsweise 
nicht teil, dann muß ihm allerdings 
das Gericht Gelegenheit geben, sich 
vor der Entscheidung des Gerichts 
über die Einstellung des Verfahrens 
wegen Nichtvorliegens des Strafver­
folgungsantrags bzw. der Nichterklä­
rung des öffentlichen Interesses zu 
äußern.
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England vertritt offensichtlich die 
Auffassung, daß der Verkäufer bei 
einem Scheckbetrug immer am Eigen­
tumsrecht interessiert sei und nur 
eine solche Regelung im gesellschaft­
lichen Interesse liege. Damit be­
schneidet er aber unzulässig die 
Rechte des Betrogenen.
Nach der geltenden Regelung stehen 
dem Verkäufer wahlweise bzw. er­
gänzend folgende Rechte zu:
1. Anfechtung des Kaufvertrags 
wegen arglistiger Täuschung und 
Geltendmachung des Eigentums­
rechts,
2. Rücktritt vom Vertrag wegen 
Nichterfüllung,
3. Anspruch auf Vertragserfüllung 
(Zahlung des Kaufpreises),
4. Geltendmachung vertraglicher 
und außervertraglicher Schadener­
satzansprüche.
Eine solche Breite der Rechte des 
Betrogenen sichert diesem maximale 
Realisierungsmöglichkeiten. Dagegen 
will England dem Verkäufer ohne 
Rücksicht auf dessen Interessen ein­
seitig nur Eigentumsrechte einräu­
men, während er ihm die anderen

Zu den Rechten des Verkäufers 
beim Kauf mit ungedecktem Scheck
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